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Verantwortete

Freiheit und Corona

2017 ihren Wahlkreis in Brandenburg
V O N A X E L B E R N D K U N Z E

Eine denkwürdige Woche liegt hinter uns:
Die turbulente Debatte um das Bevölke-
rungsschutzgesetz wird die Polarisierung
im Land vorantreiben. Es war keine Stern-
stunde des Parlamentarismus. Grundrech-
te können aus gewichtigen Gründen ein-
geschränkt werden, doch müssen Ermäch-
tigungen der Exekutive stets befristet sein.
Wo eine hinreichende parlamentarische
Kontrolle von Freiheitsbeschränkungen
fehlt, wird der Anspruch auf Partizipation
verletzt. Personale Freiheit bleibt sozial
verpflichtet, wie die Katholische Sozial-
lehre weiß. Das Parlament, das den Sou-
verän, das Volk, repräsentiert, ist der legi-
time Ort, über die notwendigen Güterab-
wägungen zu diskutieren.
Selbstbestimmung meint nicht egoistische
Selbstverwirklichung. Umgekehrt dürfen
individuelle Bedürfnisse aber auch nicht
für die Interessen der Gemeinschaft funk-
tionalisiert werden. Freiheit verwirklicht
sich im bleibenden Spannungsfeld zwi-
schen der Achtung vor dem Einzelnen und
den Interessen der Gemeinschaft, wie die
folgenden Beispiele illustrieren.
Soll es eine Impfpflicht geben, wenn ein
Coronaimpfstoff vorliegt? Die möglichen
Krankheitsfolgen müssten schwerwiegend,
der Nutzen für alle erwiesen und die Risi-
ken gering sein. Beim letzten Punkt wird
genau hinzuschauen sein. Denn erstmals
sollen genbasierte Impfverfahren zur An-
wendung kommen. Deren Anwendung
aber ist ein gewichtiger Eingriff in den
Kernbereich der Persönlichkeit, den eige-
nen Körper.
Soll voller Präsenzunterricht auch ohne
Abstand unter allen Umständen aufrecht-
erhalten bleiben? Alles andere wäre bil-
dungsungerecht; Eltern fehle die Betreu-
ung, sagen die einen. Der Staat habe auch
eine Fürsorgepflicht gegenüber Lehrern,
fordern deren Verbände. Die Zeit wurde
verschlafen, die Schulen auf eine zweite
Welle vorzubereiten sowie administrativ
zu entlasten, damit diese sich auf einen
anspruchsvollen Hybridunterricht kon-
zentrieren könnten. Zum Recht auf Bil-
dung gehört der Anspruch auf Unterricht,
aber auch der Gesundheitsschutz für Leh-
rende. Beides muss abgewogen werden.
Stattdessen fühlen sich viele Lehrer von
der Politik vergessen.
Sollen die aktuellen Einschränkungen ver-
längert oder noch vertieft werden? Dass
bereits kurz nach Beginn des neuerlichen
Stillstands über eine Ausdehnung bis Os-
tern diskutiert wurde, ist politischer Aktio-
nismus. Vielmehr sollten unterschiedliche
Strategien der Länder verglichen und
transparent diskutiert werden. Aus medi-
zinischen Daten ergeben sich noch keine
politisch-ethischen Maximen. Zu rechnen
bleibt mit der Unvollkommenheit des
Menschen. Wirksame Coronaprävention
braucht berechenbare, realistische, ver-
ständliche und konstante Maßnahmen, die
Routinen ermöglichen.
Verantwortung kann nicht dirigistisch von
Berlin aus gesteuert und erzwungen wer-
den. Sie kann gefördert werden durch
Achtung vor der Freiheit und Mitbestim-
mung. Die Politik hat Vertrauen verspielt.
Solches entsteht durch Klugheit und Au-
genmaß, Lebensnähe und politische Ver-
nunft. Freiheitseingriffe müssen rechts-
staatlich kontrollierbar bleiben, ihre Fol-
gen evaluiert werden.
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Parlamentarismus in Corona-Zeiten: Die Abgeordneten müssen im Sitzungssaal auf Abstand gehen. Aus Sicht der CDU-Bundestagsabgeordneten Jana Schimke
müsste der Bundestag stärker in die Entscheidungen zur Bewältigung der Corona-Krise einbezogen werden. Foto: imago images

„Ich muss auch mal

ein Störenfried sein“

Die CDU.-
Bundestags-
abgeordnete

Frau Schimke, Sie haben im Bundestag
gegen das sogenannte Bevölkerungs-
schutzgesetz gestimmt. In Ihrer Fraktion
haben insgesamt nur acht Abgeordnete
gegen das Gesetz votiert. Sie haben als
Grund für ihre Entscheidung angeführt,
es mangele ihnen an Verhältnismäßig-
keit. Wie würde aus Ihrer Sicht eine Ver-

tionen auf die Corona-Maßnahmen ein
Unterschied zwischen den alten und den
neuen Bundesländern zeigt. Im Westen be-
steht offenbar eine höhere Konformität. Im
Osten gibt es eine basisdemokratische
Grundstimmung. Das erklärt die höhere
Emotionalität dort in dieser Frage. Und das
hängt natürlich auch mit den Erfahrungen

der Gewaltenteilung zu tun, sondern es geht
um eine Frage der Kommunikation. Das
Parlament jedenfalls hat jetzt durch dieses
Gesetzt der Regierung praktisch einen Frei-
fahrtschein erteilt, für das, was bisher gelau-
fen ist und das, was sich nun fortsetzen wird.

Wie müsste denn aus Ihrer Sicht idealer-
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hältnismäßigkeit in den Maßnahmen
aussehen?
Verhältnismäßig sind für mich Maßnahmen
dann, wenn sie die nicht dazu führen, dass
ein Teil der Gesellschaft sich in seiner Exis-
tenz bedroht sieht. Es ist für mich nicht ver-
hältnismäßig, wenn Entscheidungen getrof-
fen werden, deren Grundlagen zweifelhaft
sind. Der Großteil der Menschen hält sich
an die Regeln - Abstand halten und Maske
tragen. In der Gastronomie haben viele ihre
Betriebe den neuen Bedingungen ange-
passt. Ich finde es nicht verhältnismäßig,
wenn das bei den Maßnahmen zu wenig be-
rücksichtigt wird. Ich finde es falsch, wenn
in der Debatte nur bestimmte Wissen-
schaftler angeführt werden und nicht die
ganze Breite der wissenschaftlichen Dis-
kussion herangezogen wird. Dann führen
solche Debatten zu Unfrieden. Ich empfin-
de unsere Gesellschaft immer mehr als ge-
spalten. Zu denken gegeben hat mir die
Aussage von jemandem, der die Zeit damals
erlebt hat, die Proteste gegen die Corona-
Maßnahmen erinnerten ihn an 1989. So et-
was lässt mich nicht kalt. Wir müssen ver-
stehen, dass unter den Demonstranten
nicht nur Hetzer und Verschwörungstheo-
retiker sind, sondern viele Menschen, die
sich um ihre Existenz sorgen.

Wo zeigt sich aus Ihrer Sicht so eine
Spaltung der Gesellschaft?
Ich habe das Gefühl, dass sich in den Reak-
zu einer anderen Zeit, in der DDR eben, zu-
sammen. Im politischen Establishment ver-
gisst man das zu leicht. Es gibt einen Ver-
trauensverlust. Man ist nicht mehr bereit,
Widersprüchlichkeiten, die man in den Re-
gelungen erkennt, nachzuvollziehen.

In Ihrer Begründung für Ihre Entschei-
dung haben Sie auch darauf verwiesen,
dass viele Abgeordnete in ihrem Umfeld
die Erfahrung machen, dass die Maßnah-
men für viele Bürger nicht mehr nach-
vollziehbar sind. Aus Ihrer Fraktion
haben aber ja nur sieben weitere Kolle-
gen so wie Sie gestimmt. Haben Ihre Kol-
legen eine andere Lebenswelt?
Zu meinem Politikverständnis gehört
jedenfalls, dass Abgeordnete die Aufgabe
haben, die Sorgen der Bürger ins Parlament
zu bringen. Nur so ein bisschen Mitbestim-
mung, ansonsten aber beratungsresistent
und fernab von den Befindlichkeiten der
Menschen zu sein, das funktioniert meiner
Ansicht nach nicht. So ein Verhalten führt
eben dann zu einem Vertrauensverlust. Das
zeigte sich ja auch schon im Zuge der
Flüchtlingskrise. Ich habe die Sorge, dass
wir es mit einem dauerhaften Vertrauens-
verlust zu tun bekommen könnten.

Wie sind Sie zu Ihrer Entscheidung ge-
langt, mit Nein zu stimmen gelangt?
Ich habe mit vielen Bürgern gesprochen,
aus ganz unterschiedlichen Bereichen. Und
in allen Gesprächen wurde die Verhältnis-
mäßigkeit der Maßnahmen thematisiert.
Damit war für mich klar: Ich fühle mich der
Basis vor Ort verbunden und kann nicht mit
Ja stimmen. In der Fraktion wird auch viel
diskutiert, hinter den Kulissen. Als Abge-
ordneter muss man sich hin und wieder da-
zu entscheiden, nicht mit der Fraktion zu
stimmen. Ich muss auch mal dazu bereit
sein, ein Störenfried zu sein.

Ihr Verständnis von den Aufgaben eines
Abgeordneten scheint nicht von allen
Ihren Kollegen so gesehen zu werden ...
Wir haben es hier nicht nur mit einer Frage
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weise die Kommunikation zwischen Poli-
tik und Bürgern aussehen?
Es gilt für alle Politikbereiche: Wir müssen
uns zusammen an einen Tisch setzen und
gemeinsam eine Lösung erarbeiten - mit
den Bürgern zusammen. Mit der Gastrono-
mie-Branche ist zum Beispiel überhaupt
nicht gesprochen worden. Nun sagen man-
che: Es wird aber doch viel Geld jetzt aus
dem System in die Betriebe gepumpt, um
sie für die Ausfälle zu entschädigen. Das
wird sie aber nur für eine gewisse Zeitstre-
cke über Wasser halten. In der Gastronomie
gibt es es etwa das Problem, dass die
Arbeitskräfte in der Zwischenzeit abgewor-
ben werden. Zum Beispiel von der Pflege
oder dem Einzelhandel.

Die Bundesregierung hat Videos veröf-
fentlicht, in dem die Devise ausgegeben
wird: Wer jetzt faul ist und zuhause
bleibt, der tut genau das richtige. Ist gar
ein Held. Sie sind stellvertretende Bun-
desvorsitzende der Mittelstands- und
Wirtschaftsunion. Wie wirkt so eine Hal-
tung auf Mittelständler und Unterneh-
mer, die gerade um ihre wirtschaftliche
Existenz kämpfen?
So ein Video wäre mir nicht im Traum ein-
gefallen. Es ist völlig absurd und unange-
messen. Es zeigt in der Tat kein Gespür für
die Sorgen von Mittelständlern.


